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vestitionen im ersten Quartal 1998 

noch bei stattlichen 9,7% gegenüber 

dem Vorjahresquartal gelegen hatte, 

betrug er in den ersten vier Mona

ten dieses Jahres gegenüber demsel

ben Vorjahreszeitraum nur noch ma

gere 0,07%. Bereits im vergangenen 

Jahr hatte die VR China bei den In

vestitionszusagen einen Rückgang von 

24% gegenüber 1996 zu verzeichnen. 

Den erneuten Einbruch im April die

ses Jahres nahmen viele Ökonomen 

mit Überraschung und Besorgnis zur 

Kenntnis. Nach Meinung einiger Ex

perten herrscht zur Zeit große Un

sicherheit über die weitere Entwick

lung der Auslandsinvestitionen. Re

gierungsvertreter in Beijing sehen die 

Ürsache für die momentane Entwick

lung bei den realisierten Direktinve

stitionen in der asiatischen Finanz- 

und Währungskrise. Zeitgleich zu dem 

kräftigen Wachstumsrückgang bei den 

realisierten Investitionen verzeichne

ten die vertraglich vereinbarten Aus

landsinvestitionen einen Wachstums

schub in den ersten vier Monaten die

ses Jahres. Nach Angaben eines Ver

treters des Außenhandelsministeriums 

in Beijing stiegen die vertraglich ver

einbarten Investitionen im Zeitraum 

Januar-April 1998 mit 12,24% stär

ker als von offizieller Seite erwartet. 

Das Wachstum der vertraglich verein

barten Direktinvestitionen stellt einen 

wichtigen Indikator für die zukünf

tige Entwicklung ausländischer Inve

stitionen dar. (NfA, 15.05.98; SCMP, 

14.05.98)

Obwohl der Anteil der Direktinve

stitionen am gesamten Investitions

volumen nur ca. 10% beträgt, sind 

die Auslandsinvestitionen vor allem 

für Chinas Technologiebranche und 

die Entwicklung von Chinas Ma- 

nagement-Know - how wichtig. Inso

fern kann ein Rückgang der auslän

dischen Investitionen das wirtschaft

liche Wachstum Chinas mittel- bis 

langfristig erheblich beeinträchtigen. 

Dementsprechend ist die Regierung in 

Beijing bemüht, das Investitionskli

ma für ausländische Investoren durch 

Steuererleichterungen und zusätzliche 

Anreize zu verbessern. Außerdem sol

len ausländische Investoren verstärkt 

in die noch weniger entwickelten west

lichen Regionen Chinas gelockt wer

den. (NfA, 15.05.98; XNA, 18.05.98)

Eine bereits im vergangenen Jahr 

abgehaltene nationale Konferenz zu 

Chinas Direktinvestitionspolitik be

kräftigte die Bedeutung ausländischer 

Investitionen für Chinas Entwicklung. 

Die Befürworter einer investitions

freundlichen Politik überstimmten da

bei deutlich die kritischen Stimmen.

Nach Aussagen des Außenhandelsmi

nisters Shi Guangsheng beabsichtigt 

die Regierung, die in einigen Branchen 

und Regionen geltenden Restriktionen 

für ausländische Investitionen schon in 

Kürze zu reduzieren. Insbesondere in 

den zentral- und westchinesischen Re

gionen will die Regierung eine Vielzahl 

von neuen Projekten in den Bereichen 

Landwirtschaft, künstliche Bewässe

rung, Energie- und Rohstoffgewin

nung sowie Umweltschutz initiieren, 

die sie mit Hilfe ausländischer Inve

storen realisieren möchte. Außerdem 

sollen die regionalen Genehmigungs

kompetenzen für ausländische Inve

stitionsprojekte in den noch weniger 

entwickelten Regionen Zentral- und 

Westchinas erweitert werden. (XNA, 

04.05.98 u. 18.05.98)

Trotz dieser Ankündigungen bleibt es 

angesichts der anhaltenden asiatischen 

Finanz- und Währungskrise fraglich, 

ob die VR China ihr kontinuierli

ches Direktinvestitionswachstum auch 

in diesem Jahr fortsetzen kann. Da die 

überwiegende Mehrheit der ausländi

schen Investoren in China aus den von 

der Finanzkrise mehr oder weniger ge

beutelten ost- und südostasiatischen 

Nationen entstammt, ist es nicht mög

lich, zum gegenwärtigen Zeitpunkt ei

ne eindeutige Aussage über die kurz- 

und mittelfristige Entwicklung der Di

rektinvestitionen in China zu treffen. 

Nach einer Äußerung der Generaldi

rektorin der für Direktinvestitionen 

zuständigen Abteilung des Außenhan

delsministeriums, Ma Xiuhong, ist bis

lang nicht absehbar, ob das Festland 

sein Wachstum bei den Direktinvesti

tionen fortsetzen kann. Für möglich 

hält sie sowohl ein Stagnieren als auch 

einen Rückgang. (SCMP, 14.05.98) 

-ho-

20 Asienkrise wirkt sich auf

Tourismus aus

Nach vorläufigen Schätzungen wird 

das diesjährige Wachstum bei der Zahl 

ausländischer Touristen, die die VR 

China besuchen werden, mit unter 5% 

deutlich geringer ausfallen als in den 

vor angegangenen Jahren. In den zu

rückliegenden fünf Jahren hatte das 

jährliche Wachstum der Anzahl aus

ländischer Besucher mit jeweils mehr 

als 10% durchweg zweistellige Wer

te erreicht. Der massive Wachstums

rückgang wird allgemein als Folge der 

asiatischen Finanzkrise gesehen. Die 

Mehrheit der ausländischen Touristen 

in China entstammte bislang den nun 

von der Finanzkrise gebeutelten ost- 

und südostasiatischen Ländern. Ja

pan stellt bislang den größten Anteil 

der ausländischen Touristen in Chi

na. Yang Wenzhen, ein führender Mit

arbeiter der staatlichen China Natio

nal Tourism Administration, forderte 

in diesem Zusammenhang eine Über

arbeitung der Marketingstrategien in 

Chinas Tourismusgewerbe, um neue 

Kundenstämme auf dem weltweiten 

Tourismusmarkt gewinnen zu können.

Besonders interessant sind für Chinas 

Tourismusindustrie taiwanesische und 

russische Urlauber. Beide Länder ent

halten nach Meinung von Chinas Tou

rismusindustrie als „emerging mar

ket^1 noch erhebliches Wachstumspo

tential. 1997 besuchten mehr als 2 

Mio. Taiwanesen und ca. 800.000 Rus

sen die VR China. Die chinesische 

Tourismusindustrie erwartet bei ei

ner weiteren Verbesserung des Lebens

standards in Rußland eine deutliche 

Steigerung der Anzahl russischer Tou

risten. 1997 besuchten insgesamt 7,43 

Mio. ausländische Touristen die VR 

China. (XNA, 16.05.98)

Umgekehrt wird sich nach einem Be

richt der World Tourism Organization 

die VR China bis zum Jahr 2020 zum 

viertgrößten Markt für Auslandsreisen 

entwickeln. Bereits in den zurücklie

genden Jahren hat sich die Zahl der 

Chinesen aus der Volksrepublik, die 

Reisen ins Ausland unternahmen, er

heblich vergrößert. Reisten 1992 noch 

2,8 Mio. Bürger der VR ins Ausland, 

so hatte sich diese Zahl bis 1997 be

reits auf 5,32 Mio. gesteigert. Gleich

zeitig hat die Regierung in den ver

gangenen Jahren die für festlandchine

sische Touristen möglichen ausländi

schen Reiseziele kontinuierlich erwei

tert. Im Mai trat mit amtlicher Ge

nehmigung Südkorea als siebtes für 

festlandchinesische Touristen zu be

suchendes Land zu den bislang von 

der Regierung in Beijing genehmig

ten Tourismusländern Thailand, Sin

gapur, Malaysia, Philippinen, Austra

lien und Neuseeland hinzu. (XNA, 15. 

u. 21.05.98) -ho-

Binnenwirtschaft

21 Erneute Wirtschaftsab

schwächung im April

Die Gefahren, die einer Realisierung 

des von der Regierung für dieses Jahr 

anvisierten Wachstums des Bruttoin

landsprodukts von 8% entgegenste

hen, mehren sich. Im April sackte die 

Wachstumsrate im Export auf 7,9%
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im Vorjahres vergleich ab. Im März 

hatte das Exportwachstum Chinas 

noch 9,2% betragen. Das Export

wachstum der Monate Januar-April 

1998 betrug 11,6%. In den ersten vier 

Monaten des Jahres 1997 hatte das 

Exportwachstum noch bei 26,9% ge

legen. Auch die Auftragseingänge im 

Exportsektor verzeichneten nach Aus

sagen eines Vertreters des Außenhan

delsministeriums einen rapiden Ver

fall im ersten Quartal dieses Jahres, 

so daß mit weiteren Wachstumsrück

gängen im Export für das laufende 

Jahr zu rechnen ist. Angesichts der in 

den vergangenen Jahren erzielten Ex

portzuwächse bieten die jüngsten Zah

len durchaus erheblichen Anlaß zur 

Besorgnis. Die auf den Währungsver

fall in zahlreichen asiatischen Län

dern zurückgehende Exportentwick

lung kongruiert darüber hinaus mit 

der Entwicklung weiterer ökonomi

scher Eckdaten. Zusammen stellen 

diese ein beachtliches Gefährdungspo

tential für das für dieses Jahr anvisier

te Wirtschaftswachstum von 8% dar. 

Chinas stellvertretende Ministerpräsi

dentin Wu Yi verlieh ihrer Besorgnis 

über die jüngsten makroökonomischen 

Daten Ausdruck, indem sie diese Ent

wicklungen als Gefahr für das diesjäh

rige Wachstumsziel und darüber hin

aus auch für Chinas wirtschaftliche 

Öffnungspolitik im Ganzen bezeich

nete. (FAZ, 23.05.98; IHT, 14.05.98; 

NfA, 12.05.98; SCMP, 22.05.98)

Der jüngste Einbruch beim Wachstum 

der Direktinvestitionen, die bereits 

seit längerer Zeit schwache Binnen

nachfrage, die wachsende Arbeitslosig

keit, der durch die asiatische Finanz

krise verteuerte Yuan und das sich ab

schwächende Wachstum bei den An

lageinvestitionen sind weitere makro

ökonomische Indikatoren, deren Ent

wicklung das von der neuen Regie

rung im März verkündete BIP -Wachs

tum von 8% gefährden könnten. Nach 

Expertenmeinung kann die VR Chi

na ein Wirtschaftswachstum von 8% 

nur dann erreichen, wenn das Wachs

tum der Anlageinvestitionen minde

stens 15% pro Jahr beträgt. Im ersten 

Quartal dieses Jahres betrug das An

lageinvestitionswachstum jedoch le

diglich 10,3%. Um das Wachstum der 

Anlageinvestitionen zu beschleunigen, 

hat die Regierung noch für dieses Jahr 

eine erhebliche Erweiterung der staat

lichen Infrastrukturinvestitionen an

gekündigt. Mit dem für die kommen

den drei Jahre angesetzten 750 Mrd. 

US$ schweren Investitionspaket und 

der zugleich von staatlicher Seite an 

die Banken ergangenen Aufforderun

gen, ihr Kreditvolumen zu erweitern, 

sollen nach Aussagen eines Vertreters 
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des staatlichen Statistikamtes die er

forderlichen 15% Anlageinvestitions

wachstum erreicht werden. Bei zahl

reichen Experten trifft die Größen

ordnung des staatlichen Investitions

programms allerdings auf erhebliche 

Skepsis. Angesichts der Tatsache, daß 

sich die in den zurückliegenden 20 Jah

ren realisierten ausländischen Investi

tionen in China auf eine Gesamtsum

me von 217 Mrd. US$ belaufen und die 

gesamten Staatsausgaben des Jahres 

1997 einer Summe von 122,5 Mrd. US$ 

entsprechen, halten viele Ökonomen 

das zu Beginn dieses Jahres verkünde

te staatliche Infrastrukturprogramm 

von 750 Mrd. USS für reichlich unrea

listisch. Auch der Aufruf an die Ban

ken zur Erweiterung ihres Kreditvo

lumens fiel nach den jüngst veröffent

lichten Daten bislang nicht auf frucht

baren Boden. Im ersten Quartal die

ses Jahres sank die Kredit vergäbe der 

Geschäftsbanken an die Industrie um 

30,5 Mrd. Yuan. Nach Aussagen eines 

Vertreters der Zentralbank sei dieser 

Rückgang auf das sich verlangsamen

de Wachstum der Industrieproduktion 

sowie auf die Diversifizierung der Fi

nanzierungsinstrumente, die den Un

ternehmen zur Verfügung ständen, zu

rückzuführen. Dementsprechend wur

den im Mai von offizieller Seite er

neut Rufe nach einer Senkung der 

Leitzinssätze durch die Zentralbank 

laut, um die Nachfrage nach Krediten 

steigern zu können. (AWSJ, 30.05.98; 

FAZ, 01.04.98; NZZ, 27.04.98; XNA, 

24.05.98)

Eine erneute Senkung der Leitzinssät

ze wäre die fünfte in Folge seit der 

ersten Senkung im Mai 1996. Zuletzt 

hatte die Zentralbank die Zinssätze 

im März dieses Jahres gesenkt. Fest

landsökonomen halten angesichts des 

erneuten Verfalls beim Preisauftrieb 

und der schwachen Binnenkonjunktur 

eine weitere Reduktion um 0,25 bis 0,5 

Prozentpunkte für möglich. Der Ver

braucherpreisindex ist in den Monaten 

Januar bis April gegenüber dem Vor

jahr lediglich um 0,1% gestiegen. Die 

Einzelhandelspreise gingen im selben 

Zeitraum sogar um 1,9% im Vorjah

resvergleich zurück. (AWSJ, 12.05.98; 

SCMP, 28.05.98)

Das Wachstum der Industrieprodukti

on verlangsamte sich in den ersten vier 

Monaten 1998 um 3,5% gegenüber der 

selben Vorjahresperiode auf 7,9%. Im 

ersten Quartal dieses Jahres hatte das 

Wachstum des industriellen Outputs 

noch bei 8,2% gelegen. Nach Angaben 

des staatlichen Statistikamtes sind die 

Gewinne der chinesischen Industrie im 

ersten Quartal 1998 um 58% zurück

gegangen.

Insgesamt betrug das Wachstum 

des Bruttoinlandsprodukts im ersten 

Quartal 1998 7,2%. (AWSJ, 30.05.98; 

SCMP, 12.05.98; XNA, 20.05.98)

Sollte das diesjährige Wachstumsziel 

von 8% nicht erreicht werden, bedeu

tet dies auch eine Gefährdung der 

Schaffung einer ausreichenden Zahl 

von neuen Arbeitsplätzen für die 

durch die Reform der Staatsbetrie

be freiwerdenden Arbeitskräfte. Nach 

Ansicht ausländischer wie inländischer 

Ökonomen ist dafür mindestens ein 

8%iges Wirtschaftswachstum jährlich 

erforderlich. Auch wenn viele chine

sische Politiker angesichts der mo

mentanen Lage unentwegt Optimis

mus über die zukünftige wirtschaft

liche Entwicklung Chinas verbreiten, 

bieten die jüngsten Daten nach Mei

nung unabhängiger inländischer wie 

ausländischer Experten durchaus An

laß zur Besorgnis. Offensichtlich hin

terläßt die Finanzkrise in Asien auch 

in Chinas Volkswirtschaft deutlichere 

Spuren als zunächst für möglich gehal

ten. (AWSJ, 20.05.98; NZZ, 27.04.98; 

XNA, 09.05.98) -ho-

22 Nationale Konferenz zur Be

schäftigungsfrage

Die Besorgnis in Chinas politischer 

Führung über die steigende Zahl der 

Arbeitslosen wächst. Dies wurde wäh

rend einer Mitte Mai abgehaltenen na

tionalen Beschäftigungskonferenz auf 

höchster Partei- und Regierungsebene 

in Beijing deutlich. Veranstalter und 

Teilnehmer der dreitägigen Konferenz 

waren das ZK der KP Chinas und der 

Staatsrat.

Staatspräsident Jiang Zemin forder

te auf der Konferenz sämtliche politi

schen Führungskräfte des Landes auf, 

der Lösung des Beschäftigungspro

blems oberste Priorität einzuräumen. 

Auch Ministerpräsident Zhu Rongji 

forderte von den Behörden des Landes 

äußerste Anstrengungen zur Bewäl

tigung der wachsenden Arbeitslosig

keit. Präsident Jiang bezeichnete die 

Beschäftigungslage als außergewöhn

liche Herausforderung und als erst

rangige wirtschaftliche und politische 

Reformaufgabe. Ihre Lösung sei für 

die Zukunft der Nation von strategi

scher Bedeutung. (NfA, 10.5.98; XNA, 

15./18.5.98)

Jiang und Zhu versicherten, daß je

dem Arbeitslosen eine Mindestsiche

rung zustehe, die zu je einem Drit

tel von der Regierung (aus Mitteln 

der Zentralregierung wie der örtlichen 

Regierungen), von Unternehmen sowie 

aus den in den letzten Jahren aufge
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bauten Sozialfonds finanziert werde. 

Jiang ordnete an, daß alle Unterneh

men vor der Entlassung von Arbeits

kräften konkrete Vorschläge für die so

ziale Absicherung und Wiederbeschäf

tigung der Betroffenen - eine Art „So

zialplan“ also - vorlegen müssen.

Nachdrücklich wies Jiang auf die 

Schlüsselrolle der jahrelang von der 

chinesischen Regierung vernachlässig

ten kleinen und mittleren Privatunter

nehmen in der Linderung der Beschäf

tigungskrise hin. Kleine und mittlere 

Unternehmen sollen nun von den Re

gierungsstellen auf allen Ebenen ak

tiv „unterstützt und geschützt?' wer

den. Freigesetzte Arbeitskräfte sol

len ermuntert werden, in der Privat

wirtschaft und im Dienstleistungssek

tor neue Arbeit aufzunehmen. (XNA, 

15.5.1998)

Zugleich zeigte sich Jiang Zemin 

aber zuversichtlich, die „kurzfristi

gen Schwierigkeiten“ zu bewältigen. 

Schließlich habe die chinesische Wirt

schaft in den nun fast zwanzig Jah

ren der Reformpolitik mehr als 250 

Mio. neue Arbeitsplätze außerhalb des 

landwirtschaftlichen Sektors geschaf

fen. Die binnenwirtschaftlichen Rah

menbedingungen seien insgesamt wei

terhin günstig.

Das Ministerium für Arbeit und so

ziale Sicherheit hat Ausgaben in Hö

he von 2-3 Mrd. RMB Yuan für 

die Mindestsicherung und Neuqua

lifizierung freigesetzter Arbeitskräfte 

im Staatssektor vorgesehen. Auch die 

Provinzregierungen wurden von Zhu 

Rongji dazu verpflichtet, entsprechen

de Mittel in ihren Haushalten bereit

zustellen. In allen Städten Chinas sol

len Stellen eingerichtet werden, die 

für Beschäftigungsvermittlung und so

ziale Mindestsicherung der Arbeits

losen verantwortlich sind. Außerdem 

rief Zhu dazu auf, die Rückstände 

von Lohn- und Pensionszahlungen in 

vielen Staatsunternehmen umgehend 

auszugleichen. (SCMP, 18.-20.5.1998)

Durch die auf dem Parteitag im Sep

tember 1997 beschlossene Reform der 

Staatsbetriebe werden in den kom

menden Jahren Millionen von An

gestellten und Arbeitern ihre Ar

beitsplätze verlieren. Beispielsweise 

plant die staatliche Eisenbahngesell

schaft, in den nächsten drei Jahren

1,1 Mio. ihrer Beschäftigten zu entlas

sen. Diese Zahl entspricht 40% des mo

mentanen Beschäftigungsstandes der 

staatlichen Eisenbahn. In Chinas Tex

tilindustrie wurden allein im ersten 

Quartal dieses Jahres nach kürzlich 

veröffentlichten Angaben 240.000 Ar

beitskräfte entlassen. Ende 1997 wa

ren nach offiziellen Angaben 11,5 Mio. 

Menschen in China als arbeitslos ge

meldet. Die offizielle Arbeitslosenquo

te in Chinas Städten beträgt ge

genwärtig ca. 3%. Die tatsächliche 

Arbeitslosenquote wird weitaus hö

her liegen. (NfA, 19.05.98; Xinhua, 

14.05.98; XNA, 27.05.98)

Ende 1997 betrug die Anzahl der Be

schäftigten in staatlichen Betrieben 75 

Mio., die Anzahl der in Regierungs

institutionen Beschäftigten 8 Mio. In 

den kommenden drei Jahren soll der 

Beschäftigungsstand in den staatli

chen Betrieben auf etwa 45 Mio. re

duziert werden. Für die Regierungsor

gane ist eine Halbierung des Beschäf

tigungsstandes geplant. Infolge dieser 

Maßnahmen müßten etwa 34 Mio. Ar

beitskräfte des staatlichen Sektors ei

ne neue Beschäftigung finden. (AWSJ, 

06.05.98) -ho-/-hei-

23 Wachsende Einkommensdif

ferenzen

Die Einkommensunterschiede zwi

schen den sozial schwachen Gesell

schaftsschichten und den wohlhaben

den Kreisen in der VR China vergrö

ßern sich zunehmend. Nach einem Be

richt der Nachrichtenagentur Xinhua 

ist der Gini-Koeffizient, ein interna

tional gebräuchlicher Index zur Mes

sung von Einkommensdisparitäten, in 

der VR China im vergangenen Jahr 

erneut gestiegen. Gegenwärtig über

steigt nach Angaben des staatlichen 

Statistikamtes das durchschnittliche 

Einkommen der wohlhabendsten Ge

sellschaftsschichten das der ärmsten 

Schichten um mehr als das Vierfache. 

1985 betrug dieser Unterschied noch 

das 2,3fache. Bis 1990 hatte sich diese 

Einkommensdisparität lediglich auf 

das 2,9fache vergrößert. Einige Ex

perten erwarten für das Jahr 2010 ein 

Verfünffachen des durchschnittlichen 

Einkommensunterschiedes zwischen 

den Ärmsten und Wohlhabendsten. 

(XNA, 25.05.98)

Der Einkommenszuwachs der städ

tischen Haushalte hat sich im er

sten Quartal dieses Jahres erneut be

schleunigt. Die Wachstumsrate lag um 

ca. 3% höher als die Wachstums

rate des Vorjahresquartals. Bei den 

ländlichen Haushalten hat sich hinge

gen die jährliche Wachstumsrate der 

Einkommen von 9% im Jahre 1996 

auf 4,6% Wachstum 1997 verlangsamt. 

Offensichtlich vergrößern sich die Ein

kommensdisparitäten nicht nur zwi

schen den armen und reichen Ge

sellschaftsschichten, sondern ebenso 

zwischen städtischen und ländlichen

Haushalten. In diesem Zusammen

hang stehen wohl auch die gegenwär

tigen Bemühungen der Regierung, die 

Einkommen der ländlichen Haushalte 

durch strukturpolitische Maßnahmen 

wie Verbesserung der ländlichen In

frastruktur und Ansiedlung von Indu

striebetrieben in agrarisch geprägten 

Regionen zu erhöhen. Zugleich erhofft 

sich die Regierung mit diesen Maßnah

men, die massive Abwanderung der 

ländlichen Bevölkerung in die Städ

te reduzieren zu können. Die seit Be

ginn der wirtschaftlichen Reformpo

litik stetig wachsende Migration der 

ländlichen Bevölkerung in die städ

tischen Metropolen ist nicht zuletzt 

eine Folge der wachsenden Einkom

mensdisparitäten zwischen Stadt und 

Land. Allerdings hat sich in der jüng

sten Vergangenheit der Exodus der 

Landbevölkerung aufgrund der zuneh

menden Arbeitslosigkeit in den Städ

ten abgeschwächt. (XNA, 19.05.98 u. 

23.05.98)

Die regionalen Einkommensdisparitä

ten beeinflussen ebenfalls die Migra

tion innerhalb Chinas. Während das 

monatliche Durchschnittseinkommen 

der städtischen Einwohner in den öst

lichen Regionen Chinas gegenwärtig 

1.880 Yuan beträgt, belaufen sich die 

Durchschnittseinkommen der Stadt

bewohner der westlichen und zentra

len Regionen auf 1.321 Yuan bzw. 

1.240 Yuan. (XNA, 19.05.98) -ho-

24 Immobilienmarkt im Auf

schwung

Nach mehr als einjähriger wirtschaft

licher Flaute vermehren sich ge

genwärtig die Anzeichen für einen 

Aufschwung auf Chinas Immobilien

markt. Im Mai veröffentlichte das Sta

tistikamt in einem Bericht zum inlän

dischen Immobilienmarkt Daten, nach 

denen der Geschäftsklimaindex für 

den inländischen Immobiliensektor im 

März dieses Jahres den höchsten Wert 

der zurückliegenden 13 Monate er

reichte. Im Vorjahres vergleich lag der 

Index im März 1998 um 1,54 Punk

te über dem Wert des Monats März 

1997. Im Frühjahr 1997 hatte sich 

die Konjunktur auf dem in den vor

angegangenen Jahren stark überhitz

ten Immobilienmarkt deutlich abge

kühlt. Seit 1995 fielen die Mieten und 

Kaufpreise landesweit zwischen 7 und 

20%. Das Statistikamt, das die jüng

ste Entwicklung als deutliches Anzei

chen für eine konjunkturelle Belebung 

des Immobilienmarktes bewertet, pro

gnostiziert in seinem Bericht eine wei

tere Verbesserung des Geschäftsklima

index für das laufende Jahr. Zugleich 
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führt der Bericht des Statistikamtes 

aus, daß die Investitionen im Immobi

liensektor im ersten Quartal 1998 um 

9,3% gegenüber dem Vorjahresquar

tal gestiegen sind. Den gegenwärtigen 

Aufschwung führt der Bericht vor al

lem auf die enorm gestiegenen staat

lichen Wohnungsbauinvestitionen zu

rück. (HB, 30.05.98; XNA, 05.05.98)

Die Regierung betrachtet die Revita

lisierung des Immobilienmarktes mit

tels staatlicher Wohnungsbauinvesti

tionen als wichtige Stütze zur Si

cherstellung des für 1998 anvisierten 

Wirtschaftswachstums von 8%. Nach 

einem Bericht der in Hongkong er

scheinenden Zeitung Ming Bao be

absichtigte die Regierung in Beijing 

noch im Mai, eine nationale Konfe

renz auf höchster Führungsebene zur 

Neuformulierung der staatlichen Woh

nungsbaupolitik durchzuführen. Ein 

konkreter Zeitplan für diese Kon

ferenz lag nach diesem Bericht je

doch noch nicht vor. Allein die Ab

sicht, eine derartige Konferenz durch

zuführen, verdeutlicht die Bedeutung, 

die die Regierung der Belebung und 

Liberalisierung des Immobilienmark

tes für das zukünftige wirtschaftli

che Wachstum Chinas beimißt. (SWB 

FE/D3225/CNS 13.05.98)

Bereits 1996 hatte die Regierung er

klärt, daß ein funktionierender Woh

nungsmarkt nach ihrer Ansicht eine 

wichtige Voraussetzung für die zu

künftige wirtschaftliche Entwicklung 

Chinas darstellt. Kurz nach seinem 

Regierungsantritt griff der neugekür

te chinesische Ministerpräsident Zhu 

Rongji dieses Thema erneut auf, in

dem er im Frühjahr dieses Jahres 

die wirtschaftliche Bedeutung der Re

form des Wohnungsmarktes hervor

hob. (Vgl. dazu Ost-West-Contact, Nr. 

5/1998, SS. 36-37)

Die Reform des Immobiliensektors soll 

in drei Schritten vollzogen werden. Er

stens beabsichtigt die Regierung, die 

staatliche Wohnungs- und Hauszutei

lung abzuschaffen. Zweitens soll lan

desweit ein Sekundärmarkt für Immo

bilien errichtet werden, und drittens 

sollen die Qualitätsstandards im Woh

nungsbau deutlich angehoben werden.

Bereits in den ersten vier Monaten 

dieses Jahres liegen die staatlichen In

vestitionen im Immobiliensektor mit 

einer Gesamtsumme von 52,1 Mrd. 

Yuan um 12,7% über den Investitio

nen der entsprechenden Vorjahrespe

riode. Im April dieses Jahres übertra

fen die staatlichen Investitionen die 

Investitionen des Vorjahresmonats so

gar um beinahe 20%. Zugleich ver

öffentlichte die Zentralbank im Mai 

neue Richtlinien für die Geschäftsban

ken zur Vergabe von Hypothekarkre

diten an Privatpersonen, die die Mög

lichkeit zur Vergabe von Hypothekar

krediten auf nahezu alle inländischen 

Geschäftsbanken ausdehnen und den 

Rahmen, innerhalb dessen die Vergabe 

von derartigen Krediten insbesondere 

an Privatpersonen möglich ist, erwei

tern. Außerdem wies die Zentralbank 

die Geschäftsbanken an, nicht weni

ger als 15% ihres für dieses Jahr ge

planten Kreditvolumens in Hypothe

karkredite an Privatpersonen zu kana

lisieren. Die Geschäftsbanken kündig

ten an, dieses Jahr insgesamt mehr als 

100 Mrd. Yuan für Hypothekarkredite 

zur Verfügung zu stellen. Diese Maß

nahmen sind deutlicher Ausdruck des 

Bemühens der Regierung, durch eine 

Deregulierung des Immobilienmarktes 

und verstärkte Wohnungsbauinvesti

tionen das für dieses Jahr anvisierte 

Wirtschaftswachstum von 8% zu reali

sieren (FT, 26.05.98; SCMP, 29.05.98; 

XNA, 07.05.98 u. 02.06.98)

In zahlreichen Großstädten soll be

reits dieses Jahr mit einem Abbau 

der staatlich subventionierten Miet

preise für Privatwohnungen begon

nen werden. Schrittweise sollen die 

Mietpreise den tatsächlichen Markt

gegebenheiten angeglichen werden. Da 

sich die Durchschnittseinkommen von 

Stadtbewohnern in China gegenwär

tig immer noch auf vergleichswei

se niedrigem Niveau bewegen und 

somit viele Mieter nicht über das 

zum Wohnungskauf erforderliche Ei

genkapital verfügen, stellt die Finan

zierung des Wohnungs- oder Haus

kaufs über Hypotheken das entschei

dende Finanzierungsmittel dar. Au

ßerdem sollen die Wohnungseigentü

mer Finanzierungsbeihilfen von ihren 

Arbeitseinheiten und Betrieben erhal

ten. (SCMP, 29.05.98; XNA, 07.05.98)

In der nordchinesischen Metropo

le Tianjin besitzen nach einem Be

richt der Nachrichtenagentur Xinhua 

bereits 550.000 Privathaushalte der 

9 Mio. Einwohner zählenden Stadt 

Wohnungseigentum. Von den 550.000 

Haushalten erwarben 227.000 Haus

halte staatliches Wohnungseigentum. 

Die verbleibenden 323.000 Haushal

te erwarben ihre Eigentumswohnun

gen oder Häuser auf dem freien Markt. 

(XNA, 23.05.98)

Trotz der Anfangserfolge, die die 

gegenwärtige Deregulierungspolitik 

im Immobiliensektor aufweisen kann, 

wird die schrittweise Abschaffung der 

künstlich regulierten Mietpreise für 

viele städtische Privathaushalte ei

ne zusätzliche finanzielle Belastung 

darstellen. Während der Mieter bis

lang lediglich 4% seines Einkommens 

für die Miete aufwenden mußte, er

warten Fachleute bald einen Anstieg 

auf mindestens 15%. Fraglich bleibt 

außerdem, ob die zum größten Teil 

mit staatlicher Hilfe vollzogene An

kurbelung des Immobiliensektors auf 

eine nachhaltig wachsende Nachfra

ge nach privatem Wohnungseigentum 

von Seiten der Verbraucher treffen 

wird. Denn nur dann kann die mo

mentane staatliche Investitionspolitik 

nachhaltige Impulse auf die konjunk

turelle Entwicklung auslösen. (HB, 

30.05.98) -ho-

SVR Hongkong

25 Starke Zunahme der Kor

ruptionsanzeigen im öffentli

chen und privaten Sektor

Nach Angaben der Hongkonger Un

abhängigen Anti-Korruptionskom

mission (Independent Commission 

Against Corruption/ICAC) hat die 

Zahl der Anzeigen von Behörden

korruption in den ersten vier Mona

ten dieses Jahres im Vergleich zum 

Vorjahreszeitraum um 45% zugenom

men. Auch die Zahl der Beschwerden 

über Korruption im Privatsektor stieg 

um 8%. (RTHK Radio 3, Hongkong, 

21.5.1998, nach SWB, 23.5.1998)

Die Leiterin der Anti-Korruptions

kommission, Lily Yam, erklärt diese 

deutliche Zunahme durch zwei Fak

toren: Aufgrund der Intensivierung 

der Korruptionsermittlungen durch 

die ICAC seit dem letzten Jahr und 

der Aufdeckung einiger spektakulä

rer Fälle seien, wie schon frühere Er

fahrungen gezeigt hätten, viele Hong

konger Bürger zu einer Anzeige mo

tiviert worden. Darüber hinaus trü

gen die wachsende Zahl der Un

ternehmenskonkurse und die damit 

einhergehenden Offenlegungspflichten 

zur Aufdeckung vieler bislang ver

tuschter Korruptionsvergehen bei.

Die Leiterin der ICAC machte keine 

Angaben darüber, inwieweit der Sou

veränitätswechsel 1997 zu einer realen 

Zunahme der Korruptionsvergehen im 

öffentlichen und privaten Sektor ge

führt haben könnte, -hei-




